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AUS DEM INHALT „NUDGING“ DURCH STEUERN 
Es ist keine grundsätzlich neue Entwicklung, wenn Staaten versuchen, das Verhalten ihrer 
Bürger in bestimmte Richtungen zu lenken. Während dies in autoritären Systemen durch 
direkten Druck geschieht, versuchen entwickelte Demokratien häufig, das erwünschte Ver-
halten durch – positive oder negative – finanzielle Anreize hervorzurufen. Dafür eignet sich 
das Steuersystem aus Sicht der Regierenden besonders gut.

Seit einiger Zeit scheint sich dieser Trend deutlich zu verstärken. Man hört aktuell beinahe 
täglich Vorschläge von verschiedenen Seiten, wie man das Steuerrecht benützen solle, um 
die Steuerzahler zu bestimmten Verhaltensweisen zu bewegen.

Nun liegt allerdings die Kernaufgabe des Steuersystems nicht darin, die Steuerzahler zu 
staatlich gewünschtem Verhalten zu bewegen oder gar zu nötigen, sondern darin, die Mittel 
für die Finanzierung des Gemeinwesens möglichst effizient und gleichmäßig zu beschaffen. 
Je mehr das Steuerrecht für andere Zwecke benützt wird, desto mehr leiden die übrigen Auf-
gaben. Bedenklich wird es vor allem, wenn versucht wird, über die Besteuerung bestimmte 
Verhaltensweisen mehr oder weniger zu erzwingen.

Die Abzugsfähigkeit von beruflichen Ausgaben ist kein Geschenk des Staates und auch keine 
Förderung, sondern eine verfassungsrechtlich gebotene Selbstverständlichkeit. Dies sollte 
nicht übersehen werden, wenn man beispielsweise liest, dass das Pendlerpauschale eine 
„klimaschädliche Förderung“ sei.
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zugswerteverordnung
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lage und es bleibt die Optionsmöglichkeit zur Steuerpflicht er-
halten, solange keine der Parteien der Untervermietung wech-
selt. Auch K kann somit die Option in Anspruch nehmen, da M 
(anders als UM) nur steuerpflichtige Umsätze einnimmt.

> Fazit:

Zu beachten ist laut BMF jedoch die unterschiedliche Beur-
teilung beim Wechsel des Haupt- oder Untermieters. Da das 
neue Verhältnis erst nach 2012 begründet worden wäre, 
kann der Hauptmieter nur dann weiterhin zur Steuerpflicht 
optieren, wenn der Untermieter bzw. Letztmieter die gesetz-
lichen Voraussetzungen erfüllt. Ist der Hauptmieter in der 
Folge nicht mehr fast ausschließlich zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt, schließt dies auch die Optionsmöglichkeit des nun-
mehrigen Eigentümers aus. Selbige Ausführungen gelten 
nicht nur bei einem Wechsel, sondern auch bei einer gänzlich 
neuen Begründung eines Untermietverhältnisses.

UMSATZSTEUERPFLICHT VON GUTSCHEINEN

Neben Bar- oder Giralgeld werden auch Gutscheine als Zah-
lungsmittel herangezogen. Bei der Umsatzsteuer stellt sich die 
Frage, ob eine Steuerpflicht bereits bei Ausgabe des Gutscheins 
oder erst bei dessen Einlösung eintritt.

Einzweck- oder Mehrzweck-Gutschein
Für die umsatzsteuerliche Behandlung ist insbesondere rele-
vant, ob die durch den Gutschein beschriebene Lieferung oder 
sonstige Leistung beim Kauf des Gutscheins bereits eindeutig 
konkretisiert ist. Steht die Lieferung oder sonstige Leistung so-
wie der leistende Unternehmer bei Ausgabe des Gutscheins 
bereits fest, spricht man von einem Einzweck-Gutschein. Durch 
die Konkretisierung stehen im Ausgabezeitpunkt auch Bemes-
sungsgrundlage und Umsatzsteuersatz bereits fest, der Verkauf 
des Gutscheins ist damit wie ein steuerpflichtiger Barumsatz 
zu behandeln. Ein Beispiel wäre der Gutschein eines Theaters 
für den Besuch einer Theatervorstellung.

Bei Mehrzweck-Gutscheinen ist hingegen der umsatzsteuer-
liche Leistungsort oder die Bemessungsgrundlage samt dazu-
gehörigem Steuersatz bei Erwerb des Gutscheins unklar. Bei 
dieser Art von Gutscheinen ist ein (Weiter-)Verkauf nicht um-
satzsteuerbar. Es muss auch keine Erfassung als steuerpflichti-
ger Umsatz in der Registrierkasse erfolgen. Vielmehr ist erst bei 
der Einlösung des Gutscheins (zu diesem Zeitpunkt stehen die 
oben angeführten Kriterien fest) ein umsatzsteuerpflichtiger 
Barumsatz zu erfassen. Ein Beispiel hierfür wäre ein Wertgut-
schein einer Supermarktkette in Höhe von EUR 100,00.

Von den beiden Kategorien zu trennen sind Rabattgutscheine. 
Bei diesen wird ein gewisser Rabatt vereinbart, wodurch es bei 
Einlösung des Gutscheins, also in der Regel bei Lieferung oder 
Erbringung einer sonstigen Leistung, zu einer Preisminderung 
kommt. Diese führt zu einem geminderten Entgelt und damit zu 
einer Reduktion der umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage.

Kombination mit Lieferungen
oder sonstigen Leistungen
Fraglich ist die umsatzsteuerliche Behandlung eines Sachver-
halts, bei dem eine unternehmerische Lieferung oder sonstige 

Leistung mit der Ausgabe eines Gutscheins verknüpft wird. Der 
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hatte einen Fall zu entschei-
den, in dem ein Mobilfunkunternehmen seine Tarife mit der 
Ausgabe von Wertgutscheinen für den Kauf von elektronischer 
Hardware bei ausgewählten Vertragshändlern kombiniert hat. 
Für den VwGH war neben obigen Ausführungen zu Einzweck- 
und Mehrzweck-Gutscheinen ebenso relevant, ob eine einheit-
liche Leistung durch das Mobilfunkunternehmen vorlag.

Er verneinte dies und sprach von einer vertraglichen Verknüp-
fung zweier selbständiger Leistungen. Da im Zeitpunkt der 
Gutscheinausgabe noch nicht feststehe, welche Händler wel-
che Gegenstände an welche Abnehmer gegen welchen Wert-
gutschein liefern werden, unterliege das (anteilige) Entgelt für 
den Wertgutschein nicht der Umsatzsteuer.

Wertgutscheine mit einer Funktion als Zahlungsmittel sind im 
Ergebnis erst dann umsatzsteuerbar, wenn

• der leistende Unternehmer, 

• der Leistungsort (Inland oder Ausland), 

• der Leistungsgegenstand (Lieferung oder sonstige Leistung) 

• und der Steuersatz

im Sinne eines entgeltlichen Leistungsaustausches feststehen. 
Ist eines dieser Kriterien im Ausgabezeitpunkt unklar, tritt erst 
im Zeitpunkt der tatsächlichen Einlösung des Gutscheins die 
Umsatzsteuerpflicht ein. 

> Tipp:

Durch entsprechende vertragliche Ausgestaltung von Wert-
gutscheinen kann der Zeitpunkt der Umsatzsteuerfälligkeit 
aus dem Verkauf beeinflusst werden. Bei richtiger Ausgestal-
tung kann die Liquidität im Unternehmen entsprechend ver-
bessert werden. 

PENDLERPAUSCHALE BEI
MEHREREN ARBEITSSTÄTTEN

Das Bundesfinanzgericht stellt klar, dass einem Steuerpflich-
tigen im Kalendermonat höchstens ein Pendlerpauschale in 
vollem Ausmaß zusteht.

Das Pendlerpauschale dient der Abgeltung von Fahrtkosten für 
die regelmäßige Fahrt zwischen dem Wohnort und der Arbeits-
stätte und ist in ihrer Höhe abhängig von der zurückgelegten 
Entfernung. Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte in einer Ent-
scheidung zu beurteilen, wie sich die Höhe des Pendlerpau-
schales sowie des Pendlereuros bei mehreren Arbeitsstätten 
mit unterschiedlicher Entfernung zum Wohnort des Steuer-
pflichtigen berechnet.

Das Urteil des BFG stellt klar, dass einem Steuerpflichtigen ge-
setzlich im Kalendermonat höchstens ein Pendlerpauschale in 
vollem Ausmaß zusteht. Sowohl bei Vorliegen mehrerer aliquo-
ter Pendlerpauschalen als auch beim Anfallen eines vollen und 
eines aliquoten Pendlerpauschales ist der zu gewährende Betrag 
begrenzt. Zusätzliche Wegstrecken im Zusammenhang mit dem 
aliquoten Pendlerpauschale sind nur dann zu berücksichtigen, 
wenn diese noch nicht mit dem vollen Pendlerpauschale aus 
dem anderen Dienstverhältnis abgegolten sind. Gedeckelt ist 
der Betrag jedenfalls mit dem vollem Pendlerpauschale für die 
gesamte (fiktive) Wegstrecke aus beiden Dienstverhältnissen.

ÄNDERUNG DER SACHBEZUGS-
WERTEVERORDNUNG FÜR E-AUTOS

Durch die aktuelle Änderung der Sachbezugswerteverordnung 
wird die Erstattung der Kosten für das Aufladen von betrieb-
lichen Elektrofahrzeugen beim Arbeitnehmer rückwirkend ange-
passt. Zusätzlich wird der geldwerte Vorteil im Zusammenhang 
mit dem Leasing von Ladeeinrichtungen geregelt.

Sachbezüge sind Vorteile aus einem Dienstverhältnis, die nicht 
in Geld bestehen. Sachbezüge sind Teil des Arbeitsentgeltes 
und demnach lohnsteuerpflichtig. Diese werden dem Arbeit-
nehmer vom Arbeitgeber unentgeltlich oder verbilligt gewährt. 
Beispiele sind etwa ein Dienstwagen zur privaten Nutzung, 
eine Dienstwohnung oder Mitarbeiterrabatte. Da Sachbezüge 
Teil des Arbeitsentgelts sind, werden sie über das Lohnkonto 
abgerechnet und müssen für diesen Zweck bewertet werden. 
Dies geschieht durch den amtlichen Sachbezugswert aus der 
Sachbezugswerteverordnung oder einem ortsüblichen Mittel-
preis des Verbraucherortes.

Registrieren mittels QR-Code oder RFID-Chip
E-Autos nehmen eine gewisse Sonderstellung bei Sachbezügen 
ein. Wird dem Arbeitnehmer ein betriebliches E-Auto unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt, führt dies nicht zu einem steuer-
pflichtigen geldwerten Vorteil aus dem Dienstverhältnis. Wenn 
nun der Arbeitnehmer das E-Auto zu Hause auflädt und die 
Stromkosten dem Arbeitgeber in Rechnung stellt, ist fraglich, ob 
für diese Verrechnung lohnsteuerpflichtiger Arbeitslohn zu erfas-
sen ist. Bisher war dies nur dann möglich, wenn die Ladestation 
eine Zuordnung des kWh-Verbrauchs zum Dienstauto ermög-
lichte und die Abrechnung nach einem pauschalen kWh-Satz von 
33,182 Cent/kWh für 2024 (22,247 Cent/kWh für 2023) erfolgte.

Dies wurde nun geändert. Es wird nicht mehr auf die Zuord-
nung der Lademenge durch die Ladeeinrichtung selbst abge-
stellt, sondern es ist ausreichend, wenn die nachweisliche 
Zuordnung der Lademenge zum arbeitgebereigenen Kraftfahr-
zeug sichergestellt wird. Dies kann durch die Aufzeichnung von 
Ladeort und Lademenge durch das E-Auto selbst oder durch 
eigene Apps erfolgen. Auch das Registrieren mittels QR-Code 
oder RFID-Chip mittels automatischer Authentifizierung des 
Fahrzeugs am Ladepunkt durch „Plug & Charge“ ist möglich, 
solange der Ladevorgang eindeutig einem Fahrzeug zugeord-
net werden kann.

Übergangsregelung bis 31.12.2025
Alternativ wurde eine bis zum 31.12.2025 laufende Übergangs-
regelung eingeführt. Demnach können bis zu EUR 30,00 pro 
Monat pauschal steuerfrei ersetzt werden, wenn beim Aufla-
den durch den Arbeitnehmer an einer nicht öffentlichen La-
destation die nachweisliche Zuordnung der Lademenge zum 
E-Auto nicht sichergestellt werden kann.

> Hinweis:

Schon bisher war bei Anschaffung einer Ladestation durch 
den Arbeitgeber für den Arbeitnehmer nur der EUR 2.000,00 
übersteigende Betrag ein geldwerter Vorteil. Nun wurde die-
se Regelung auf das Leasing von Ladestationen ausgeweitet. 
Demnach ist nur der Teil der Leasingrate als Sachbezug anzu-
setzen, der sich aus dem Verhältnis des EUR 2.000,00 über-
steigenden Wertes zu den Anschaffungskosten ergibt.

UMSATZSTEUER BEI UNTERVERMIETUNG

Die Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer hat eine 
Anfrage an das Finanzministerium gestellt, die den Zusammen-
hang zwischen dem Verzicht auf die Umsatzsteuerbefreiung und 
einem Untermietverhältnis betrifft.

Laut dem Umsatzsteuergesetz ist die Vermietung und Ver-
pachtung von Grundstücken umsatzsteuerbefreit. Von dieser 
Befreiung sind unter anderem die Vermietung (Nutzungs-
überlassung) von Grundstücken für Wohnzwecke sowie die 
kurzfristige Vermietung von Grundstücken während eines 
ununterbrochenen Zeitraumes von nicht mehr als 14 Tagen 
ausgenommen. Auf die Steuerbefreiung kann verzichtet wer-
den (Optionsmöglichkeit), sofern der Leistungsempfänger das 
Grundstück oder einen baulich abgeschlossenen, selbstän-
digen Teil des Grundstücks nahezu ausschließlich für Umsätze 
verwendet, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen, wobei 
der Unternehmer diese Voraussetzung nachzuweisen hat.

Diese Regelung ist auf Miet- und Pachtverhältnisse anzuwen-
den, die nach dem 31.8.2012 beginnen. Die Kammer der Steu-
erberater und Wirtschaftsprüfer hat eine Anfrage mit einem 
beispielhaften Fall an das Bundesministerium für Finanzen ge-
stellt, welche den Zusammenhang zwischen besagter Options-
möglichkeit und einem Untermietverhältnis betrifft.

Sachverhalt
Eigentümer E hat vor 2012 mehrere Wohnungen an Mieter M 
vermietet, welche dieser (ebenfalls bereits vor 2012) an den 
Untermieter UM weitervermietet. UM ist unecht umsatzsteu-
erbefreit, für das Untermietverhältnis hat M die Optionsmög-
lichkeit zur Steuerpflicht ausgeübt. Nach 2012 wird die Liegen-
schaft von E an den Käufer K übertragen.

Fraglich war nun, ob die Übertragung der Liegenschaft nur zu 
einem „umsatzsteuerlich“ neuen Mietverhältnis zwischen K 
und M führt oder ob sie auch Auswirkungen auf das Untermiet-
verhältnis hat.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob für die Beurteilung, ob 
die Wohnungen nahezu ausschließlich für Umsätze verwen-
det werden, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen, auf 
das Verhältnis zwischen M und UM abzustellen ist oder durch 
dieses „hindurchgeschaut“ werden muss und somit die Tätig-
keiten von UM zu beurteilen sind.

Beantwortung durch das Finanzministerium
Ein Wechsel auf Mieter- oder Vermieterseite begründet laut Fi-
nanzministerium (BMF) umsatzsteuerlich ein neues Miet- bzw. 
Pachtverhältnis und damit ein neues Mietverhältnis zwischen 
K und M. Grundsätzlich schlagen die tatsächlichen Nutzungs-
verhältnisse des (letzten) Untermieters auf sämtliche anderen 
Mietverhältnisse durch. Erzielt der Letztmieter somit Umsätze, 
die den Vorsteuerabzug ausschließen, besteht die durch das 
Gesetz eingeräumte Optionsmöglichkeit zur Umsatzsteuer-
pflicht im Regelfall nicht.

Handelt es sich bei der Untervermietung jedoch (wie gegen-
ständlich) um einen „Altfall“ (Begründung des Mietverhältnisses 
vor 2012), erfolgt eine Beurteilung nach ursprünglicher Rechts-
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HANDWERKERBONUS KANN AB SOFORT BEANTRAGT WERDEN

Die Bundesregierung hat im Februar 2024 ein Konjunkturpaket 
für „Wohnraum und Bauoffensive“ beschlossen. Ein Teil des Bau- 
und Wohnpakets betrifft die befristete Förderung von Handwer-
kerleistungen.

Wie in den Jahren 2014 bis 2017 werden Arbeitsleistungen für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Renovierung, Erhal-
tung, Modernisierung, Schaffung und Erweiterung von im In-
land privat genutztem Wohn- und Lebensbereich gefördert. Die 
Arbeitsleistungen müssen im Zeitraum 1.3.2024 bis 31.12.2025 
anfallen bzw. angefallen sein. Der Rechtstitel der Nutzung  
(z. B. Eigentumswohnung, Mietwohnung) ist unbeachtlich.

Die Maßnahme richtet sich ausschließlich an natürliche Per-
sonen. Zudem muss der Antragsteller die Wohneinheit, an der 
die Leistung durchgeführt wird, für private Zwecke nutzen und 
es muss dort sein Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldet sein. 
Ein Vermieter eines Wohnobjekts ist daher nicht förderungs-
berechtigt. Der Leistungserbringer muss ein Unternehmer mit 
Sitz oder Niederlassung in Österreich sein.

Förderungshöhe
Gefördert werden nur die Kosten für die reine Arbeitsleistung 
der Handwerksfachbetriebe. Nicht gefördert werden hingegen 
Fahrtkosten, Materialkosten, Kosten für Waren sowie Kosten 
der Entsorgung. Die gesamten Netto-Kosten (ohne Umsatz-
steuer!) für die Arbeitsleistung werden mit 20 % pro Jahr un-
terstützt. Die maximale Förderhöhe beträgt im Kalenderjahr 
2024 EUR 2.000,00 pro Förderwerber sowie Wohneinheit. Für 
im Kalenderjahr 2025 durchgeführte Arbeiten beträgt die ma-
ximale Förderhöhe EUR 1.500,00.

Für die geförderten Arbeitsleistungen dürfen keine weiteren 
Unterstützungen in Form von Zuschüssen, Steuerbegünsti-

gungen (z. B. Umsatzsteuerbefreiung von PV-Anlagen) oder 
sonstigen Förderungen in Anspruch genommen werden. Bei 
Rechnungsbeträgen über EUR 10.000,00 (2025: EUR 7.500,00) 
kann eine weitere öffentliche Förderung für den überstei-
genden Betrag beantragt werden.

Antrag auf Förderung
Der Antrag auf Förderung kann seit 15.7.2024 auf der Webseite 
www.handwerkerbonus.gv.at gestellt werden. Für Arbeitsleis-
tungen im Jahr 2024 kann der Antrag bis längstens 28.2.2025 
eingebracht werden. Für Leistungen im Jahr 2025 sind Anträge 
ab 1.3.2024 bis längstens 28.2.2026 möglich.

Sollte der Antrag ohne ID Austria durchgeführt werden, ist eine 
Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises (mit Unterschrift) er-
forderlich. Zudem wird für den Antrag eine Schlussrechnung (Teil-
rechnung bei jahresübergreifenden Arbeiten) sowie ein Nachweis 
über eine erfolgte Zahlung (z. B. Kontoauszug) benötigt.

Der Name des Fördernehmers muss mit dem Namen auf der 
Rechnung jedenfalls übereinstimmen. Die Zahlungsbestäti-
gung muss hingegen nicht auf den Förderwerber lauten. Die 
Arbeitsleistung ist auf der Schlussrechnung gesondert anzu-
führen. Pauschalrechnungen sind nur dann zulässig, soweit die 
Pauschale ausschließlich Arbeitsleistungen umfasst.

> Hinweis:

Jeder Antragsteller kann nur einen Förderantrag pro Kalen-
derjahr stellen. Für eine Wohneinheit können jedoch mehre-
re Ansuchen gestellt werden, soweit diese von unterschied-
lichen Wohnungsbenutzern gestellt werden. Der maximale 
Förderbetrag beträgt aber auch in solchen Fällen EUR 2.000,00  
(2025: EUR 1.500,00) pro Wohneinheit und Kalenderjahr.

> www.eca-klagenfurt.at
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